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VKAD-FACT SHEET 

Faire Löhne sichern.  
Pflege verlässlich finanzieren. 
Faktenblatt zum Pflegeneuordnungsgesetz und zur geplanten Begrenzung 
der Tarifrefinanzierung im SGB XI 

 

Katholische Träger zahlen nach den Arbeitsvertragsrichtlinien der Caritas oder vergleichba-
ren tariflichen Regelungen. Gute und faire Bezahlung gehört zu ihrem Selbstverständnis. Sie 
ist nötig, damit Menschen in der Pflege bleiben und neue Mitarbeitende gewonnen werden 
können. 

Seit 2022 ist Tariftreue in der Pflege außerdem die Voraussetzung für zugelassene Einrichtun-
gen und Dienste. Die Politik verlangt faire Bezahlung also ausdrücklich. Umso schwerer 
wiegt es, dass die Bundesregierung mit dem Entwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes die Re-
finanzierung künftiger Tarifsteigerungen begrenzen will. 

Wer faire Bezahlung vorschreibt, muss auch ihre Finanzierung sichern! 

 

Was es braucht: Eine Korrektur im parlamentarischen Verfahren 

• Tarifsteigerungen müssen in der Pflegeversicherung vollständig refinanziert werden. Ta-
riftreue und Finanzierung gehören zusammen. Wenn eine Pflegeversicherung aus de-
mografischen Gründen diese Kosten nicht mehr sicherstellen kann, muss eine Subven-
tionierung aus Steuermitteln erfolgen. 
 

• Die Grundlohnrate darf nicht zum starren Deckel für Pflegevergütungen werden. Sie bil-
det die tatsächliche Kostenentwicklung in der Pflege nicht ausreichend ab. 
 

• Freigemeinnützige Träger dürfen nicht wirtschaftlich schlechtergestellt werden. Wer 
nach den Arbeitsvertragsrichtlinien der Caritas oder vergleichbaren tariflichen Regelun-
gen zahlt, erfüllt Tariftreue und braucht dafür verlässliche Refinanzierung. 
 

• Versorgungssicherheit muss Maßstab der Pflegereform sein. Pflegeplätze und ambu-
lante Angebote dürfen nicht durch Finanzierungslücken in Not geraten. 
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LOKAL ERGÄNZEN 
Unsere Einrichtungen und Dienste versorgen täglich [Zahl] pflegebedürftige Menschen in 
[Ort/Region]. Wir beschäftigen [Zahl] Mitarbeitende und zahlen nach den Arbeitsvertragsrichtli-
nien der Caritas. Steigende Personalkosten müssen vollständig finanziert werden. Bleibt die Re-
finanzierung hinter den tatsächlichen Kosten zurück, fehlt dieses Geld im laufenden Betrieb. 
Damit geraten Pflegeplätze und ambulante Angebote vor Ort unter Druck. 
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Pflegeneuordnungsgesetz: Worum geht es genau? 

Das geplante Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG) betrifft die Pflegeversicherung nach dem Elften 
Sozialgesetzbuch (SGB XI). Darin geregelt sind Leistungen der ambulanten, teilstationären und 
stationären Pflege für pflegebedürftige Menschen. Nach dem aktuellen Referentenentwurf soll 
die Anerkennung tariflicher Lohnsteigerungen in der Pflegeversicherung befristet ausgesetzt und 
die Refinanzierung künftiger Vergütungssteigerungen begrenzt werden. Für die Jahre 2027 bis 
2030 würden Tarifsteigerungen damit nicht mehr vollständig in den Vergütungen abgebildet. 
Damit entsteht eine Lücke zwischen den tatsächlichen Personalkosten und den Vergütun-
gen, die Einrichtungen und Dienste erhalten. Für die Langzeitpflege ist das besonders schwer-
wiegend, weil Pflege, Betreuung und Hauswirtschaft wesentlich durch Personal erbracht werden. 
Wenn Tarifsteigerungen nicht gesichert refinanziert werden, betrifft das die Grundlage der Ver-
sorgung pflegebedürftiger Menschen. 

 

Warum die Tarifrefinanzierung so wichtig ist 

Die Löhne in der Pflege sind in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen. Das war politisch so 
gewollt. Diese Entwicklung ist richtig und entspricht dem Ziel, Arbeit in der Pflege anzuerkennen, 
Mitarbeitende zu gewinnen und junge Menschen für die Ausbildung in der Pflege zu interessieren. 
Ein Beispiel aus Nordrhein-Westfalen zeigt die Größenordnung: 
 

Aktuell 
Pflegehilfskraft in der Vergütungsgruppe P 6: Arbeitnehmer-Brutto von 
43.561,82 Euro pro Jahr. 

2022 
Im Jahr 2022 lag dieser Wert noch bei 34.200,04 Euro. Das entspricht einem 
Anstieg um 9.361,78 Euro über einen Zeitraum von 3 Jahren. In dieser Zeit 
ist das Gehalt um rund 27 Prozent gestiegen. 

Rechenbeispiel 
Würde das Jahreseinkommen einer Pflegehilfskraft im Jahr 2028 um 5 Pro-
zent steigen, ergäbe sich ein Anstieg von 44.887,48 Euro auf 47.131,85 
Euro. Das wären 2.244,37 Euro mehr pro Jahr und Pflegehilfskraft. 

 
Diese Zahlen zeigen, welche Kostenentwicklungen Einrichtungen und Dienste schultern müssen. 
Eine Begrenzung der Refinanzierung verschiebt diese Kosten in die Verantwortung der Trä-
ger. Den Trägern in der freien Wohlfahrtspflege wird der wirtschaftliche Spielraum, der das Auf-
fangen einer solchen Lücke notwendig macht, nicht zugestanden. Mögliche Risikozuschläge in 
Vergütungsverhandlungen fallen zu gering aus, um steigende Personal- und Sachkosten auszu-
gleichen. Hinzu kommen inflationsbedingte Kostensteigerungen, etwa bei Energie, Kraftstoff, Le-
bensmitteln, Dienstleistungen und Instandhaltung. 

Die Tarifentwicklungen im AVR betreffen auch Mitarbeitende in Hauswirtschaft, sozialen 
Diensten, Haustechnik und Verwaltung. Diese Berufsgruppen sind für den Betrieb von Pflege-
heimen, Tagespflege und ambulanten Diensten unverzichtbar. Wenn auch ihre 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/pflegeneuordnungsgesetz-pnog
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Entgeltentwicklung nicht ausreichend refinanziert wird, belastet das den Pflegeprozess und die 
gesamte Versorgungsstruktur. 

Warum freigemeinnützige Träger besonders betroffen sind 

Katholische Träger sind freigemeinnützig. Anders als private Anbieter arbeiten sie nicht gewinn-
orientiert und anders als kommunale Träger können sie wirtschaftliche Risiken in der Regel nicht 
über öffentliche Haushalte abfedern lassen. Sie müssen ihre Einrichtungen und Dienste aus den 
verhandelten Vergütungen wirtschaftlich tragen. 

Das macht die geplante Begrenzung der Tarifrefinanzierung besonders problematisch. Katholi-
sche Träger zahlen nach den Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) der Caritas oder vergleichbaren ta-
riflichen Regelungen. Sie setzen damit eine gute und faire Bezahlung um, die politisch gewollt und 
gesellschaftlich breit getragen wird. Wenn Tarifsteigerungen nicht vollständig in den Vergütungen 
abgebildet werden, trifft das gerade diejenigen, die ohne Gewinnabsicht Versorgung sichern und 
gemäß der AVR verlässlich fair bezahlen. 

Zusätzlicher Druck in der häuslichen Pflege 

Parallel zum Pflegeneuordnungsgesetz läuft das parlamentarische Verfahren zum GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz. Dieses betrifft Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung nach 
dem Fünften Sozialgesetzbuch (SGB V), etwa häusliche Krankenpflege, außerklinische Intensiv-
pflege und Haushaltshilfe. 

Für ambulante Dienste wirken beide Entwicklungen zusammen. Dieselben Pflegekräfte ver-
sorgen Menschen zu Hause, geben Medikamente, versorgen Wunden, unterstützen nach Kran-
kenhausaufenthalten und erbringen zugleich pflegerische Leistungen nach SGB XI. Wenn im SGB 
V die verlässliche Anerkennung tariflicher Löhne geschwächt wird und im SGB XI zusätzlich die 
Tarifrefinanzierung vorübergehend ausgesetzt werden soll, entsteht für ambulante Dienste ein 
zusätzlicher Finanzierungsdruck. 

Was das für die Versorgung bedeutet 

Wenn steigende Personalkosten nicht vollständig refinanziert werden, fehlen Einrichtungen und 
Diensten Mittel für den laufenden Betrieb. In der Langzeitpflege entfallen 85 bis 90 Prozent der 
Gesamtkosten auf Personal, weil Pflege und Betreuung nur durch Menschen erbracht werden 
können. Sachkosten machen dagegen nur 10 bis 15 Prozent aus. Einsparungen an anderer Stelle 
können eine dauerhafte Lücke bei den Personalkosten deshalb nicht ausgleichen. 

Für Pflegeheime wird daraus ein konkretes Versorgungsrisiko. Wenn die verhandelten Vergütun-
gen die tatsächlichen Personalkosten nicht mehr abbilden, lassen sich Pflegeplätze nicht mehr 
im bisherigen Umfang sichern. Betten können nicht belegt werden, notwendige Angebote ge-
raten unter Druck und Investitionen werden schwieriger. In letzter Konsequenz stellt sich für 
einzelne Standorte die Frage, ob sie dauerhaft weiterbetrieben werden können. 

Auch ambulante Dienste geraten unter Druck. Schon heute prüfen einzelne Dienste, ob hauswirt-
schaftliche Leistungen weiter angeboten werden können, wenn sie nicht auskömmlich 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/gkv-beitragssatzstabilisierungsgesetz
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/gkv-beitragssatzstabilisierungsgesetz
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refinanziert sind. Zusätzliche Finanzierungslücken verschärfen diese Entwicklung. Neue Versor-
gungsanfragen können schwerer angenommen werden und einzelne Leistungen können nicht 
mehr überall verlässlich angeboten werden. 

 

 
Bedeutung für Pflegebedürftige und Angehörige 

Gibt es einen Platz im Pflegeheim, wenn er gebraucht wird? Kommt ein ambulanter Dienst 
nach Hause? Können Unterstützungsleistungen vor Ort weiter angeboten werden? Eine be-
grenzte Refinanzierung tariflicher Löhne trifft deshalb nicht nur das wirtschaftliche Funda-
ment der Träger. Sie trifft die Verlässlichkeit der Versorgung. 

 

 

 

 

 

 

  



 
 
 
 
 
 
 

6 
 

Wichtige Fragen und Antworten 

Verdienen Pflegekräfte durch das Gesetz weniger? 

Nein, denn die Träger (Arbeitgeber) sind verpflichtet, nach Tarif zu zahlen. Das Problem ist die 
geplante Begrenzung der Refinanzierung. Die entstehende Lücke muss der Träger selbst tragen 
und auf mögliche Rücklagen zurückgreifen. Die Träger in der Wohlfahrt dürfen nur sehr begrenzte 
und zweckgebundene Rücklagen bilden. 

Was ist mit Grundlohnrate gemeint? 

Die Grundlohnrate beschreibt vereinfacht, wie sich die beitragspflichtigen Einnahmen der Mit-
glieder der gesetzlichen Krankenkassen entwickeln. Sie wird jedes Jahr im September festgelegt 
und dient dann als Grundlage für die Vergütungsverhandlungen im Folgejahr. Darum ist sie kein 
verlässlicher Maßstab für die tatsächlichen Tarif- und Personalkosten in der Pflege. Wenn sie als 
Deckel genutzt wird, können reale Kostensteigerungen in Einrichtungen und Diensten nicht in vol-
ler Höhe abgebildet werden. Kosten werden rückwirkend nicht erstattet. Träger müssen dann in 
die Vorfinanzierung gehen. Diese Mittel stehen jedoch nicht zur Verfügung. 

Warum ist das für katholische Träger besonders relevant? 

Katholische Träger zahlen nach den Arbeitsvertragsrichtlinien der Caritas oder vergleichbaren ta-
riflichen Regelungen, die sich an dem TVöD ausrichten. Wird dieser Mechanismus gestoppt, wird 
der Markt empfindlich gestört, denn die Einrichtungen, die nach TVöD zahlen, zum Beispiel kom-
munale Einrichtungen, bekommen das Defizit, das durch diese Regelung entsteht, am Ende von 
der Kommune ausgeglichen. Dieser Ausgleich fehlt bei katholischen Einrichtungen. 

Geht es dem VKAD um niedrigere Kosten oder geringere Löhne? 

Nein. Gute Pflege braucht faire Bezahlung. Der VKAD fordert, dass diese Bezahlung vollständig 
refinanziert wird, damit Einrichtungen und Dienste ihren Versorgungsauftrag verlässlich erfüllen 
können. 

Warum wird auch das SGB V erwähnt, wenn das PNOG vor allem SGB XI betrifft? 

Das PNOG betrifft die Pflegeversicherung nach SGB XI. Parallel dazu werden im parlamentari-
schen Verfahren derzeit Änderungen im GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz beraten, die die 
Finanzierung häuslicher Krankenpflege und weiterer ambulanter Leistungen betreffen.  
Für ambulante Dienste wirken beide Entwicklungen zusammen. 

Warum geht es dabei um Versorgungssicherheit? 

Pflege ist eine Dienstleistung, die nahezu vollständig auf Personalarbeit basiert. Ohne ausrei-
chend Personal funktionieren Pflege, Betreuung und Hauswirtschaft nicht. Weniger Personal be-
deutet in Heimen die Nicht-Belegung von Betten. Im Ernstfall steht pflegebedürftigen Menschen 
kein Platz im Heim zur Verfügung. Im ambulanten Bereich bedeutet das die Einschränkung des 
Leistungsangebots. Für pflegebedürftige Menschen in der Häuslichkeit können einzelne Leistun-
gen dann nicht mehr erbracht werden. Das kann auch bedeuten, dass keine professionelle Pflege 
und Betreuung mehr stattfindet. Angehörige müssen dann mehr Pflege und Betreuung überneh-
men, auch wenn sie berufstätig, selbst erkrankt oder hochaltrig sind.  



 
 
 
 
 
 
 

7 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Kontakt 

Verband katholischer Altenhilfe in Deutschland e.V. 
Reinhardtstraße 13 | 10117 Berlin 
 
Verantwortlich: Andreas Wedeking, Geschäftsführer 
Tel.: 030 28 44 47 852 
vkad@caritas.de 
www.vkad.de 

 


